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	……………, den . .2026




V e r h a n d e l t




Verpflichtung


nach § 1 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 468, 547) – geändert durch das Gesetz zur Änderung des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1942)



Frau/ Herr	_________________________	_________________________
		    	(Vorname)				(Nachname)

	
Auftrag:	Hilfestellung zu Konformitätsbewertung für KI-Innovationen 
(KI-Reallabore)


Die vorgenannte Person wurde auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten verpflichtet. Ihr wurde der Inhalt der folgenden gesetzlichen Vorschriften des Strafgesetzbuches (StGB) bekanntgegeben:

· § 94 - Landesverrat
· § 95 - Offenbaren von Staatsgeheimnissen
· § 96 - Landesverräterische Ausspähung, Auskundschaften von Staatsgeheimnissen
· § 97 - Preisgabe von Staatsgeheimnissen
· § 97b Abs. 2 i.V.m. §§ 94 bis 97 - Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheimnisses
· § 133 - Verwahrungsbruch
· § 201 Abs. 3 - Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes
· § 203 Abs. 2, 4, 5 - Verletzung von Privatgeheimnissen
· § 204 - Verwertung fremder Geheimnisse
· §§ 331 bis 335 - Vorteilnahme, Bestechlichkeit, Vorteilsgewährung und Bestechung
· § 353b - Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht
· § 358 - Nebenfolgen

Die verpflichtete Person wurde darauf hingewiesen, dass die vorgenannten Vorschriften aufgrund der Verpflichtung für sie anzuwenden sind.

Die Person verpflichtet sich, die geltenden Regelungen der Bundesverwaltung zur Annahme von Geschenken und Belohnungen sowie, sofern anwendbar, die geltenden Regelungen zur Behandlung von Verschlusssachen (VS) des Geheimhaltungsgrades „VS-Nur für den Dienstgebrauch“ (VS-NfD) einzuhalten und ihre administrativen Zugriffsrechte ausschließlich zur Erfüllung der ihr übertragenen dienstlichen Aufgaben auszuüben. Sie wird bei der Ausübung ihrer Tätigkeit mit der erforderlichen Sorgfalt vorgehen und ihr bekannt gewordene Sicherheitsvorfälle unverzüglich der zuständigen Stelle melden.

Sie erklärt, nunmehr von dem Inhalt der genannten Bestimmungen unterrichtet zu sein. Sie unterzeichnet dieses Protokoll nach Verlesung zum Zeichen der Genehmigung und bestätigt gleichzeitig den Empfang einer Abschrift der Niederschrift und der oben genannten Vorschriften.



……………………………………....
(Unterschrift des Verpflichteten)



……………………………………..	……………………………………….....
(Unterschrift des Verpflichtenden)	(Nach-, Vorname des Verpflichtenden) 
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